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Bochum: Großeinsatz nach Streitigkeiten – Freibad muss geräumt werden 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Im Freibad Bochum-Werne kam es am Mittwochnachmittag, den 24. Juni 2026, zu einem grö-
ßeren Polizeieinsatz, der schließlich zur vollständigen Räumung der Badeeinrichtung führte. 
Zunächst wurde von einer Massenschlägerei mit bis zu 30 Beteiligten berichtet, der Ablauf 
stellte sich dann aber nach Angaben des Badbetreibers und der Polizei differenzierter dar. 
Zunächst gerieten mehrere Personen im Freibad in einen Streit, woraufhin das Personal vor-
sorglich die Polizei verständigte, um eine Eskalation zu verhindern. Die Einsatzkräfte rückten 
mit einem größeren Aufgebot an, zu einer körperlichen Auseinandersetzung kam es in diesem 
ersten Fall jedoch nicht.1 
 
Während die Polizei diesen Vorfall aufnahm, ereignete sich an einer anderen Stelle der Liege-
wiese eine zweite Auseinandersetzung. Auslöser waren gegenseitige Beleidigungen, die 
schließlich in körperliche Gewalt mündeten. Eine 35-jährige Bochumerin erlitt dabei leichte 
Verletzungen, darunter eine Platzwunde, ein Hämatom am Auge und Nasenbluten, und wurde 
zur Behandlung in ein Krankenhaus gebracht. Auch eine 33-jährige Frau wurde leicht verletzt. 
Die mutmaßlichen Verursacher konnten identifiziert werden und die Polizei nahm ihre Perso-
nalien auf, während der Badbetreiber Hausverbote aussprach.2 
 
Im Verlauf des Polizeieinsatzes strömten zahlreiche Badegäste zu der zweiten Auseinander-
setzung, wodurch sich größere Menschenansammlungen bildeten und die Sicherheitslage zu-
nehmend unübersichtlich wurde. Da das Personal die Sicherheit der Besucher nicht mehr ge-
währleisten konnte, entschied der Badbetreiber, das Freibad vollständig zu räumen. Um zu 
verhindern, dass sich größere Gruppen von Badegästen auf andere Schwimmbäder im Stadt-
gebiet verlagern, wurde anschließend vorübergehend ein Einlassstopp für die übrigen Bochu-
mer Freibäder verhängt.3 
 
 

 
1 Vgl. https://www.waz.de/lokales/bochum/article412382741/grosseinsatz-in-bochumer-freibad-bis-zu-

30-badegaeste-pruegeln-sich.html. 
2 Ebenda. 
3 Ebenda. 
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Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 8435 mit Schreiben vom 28. August 2026 
namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern beantwortet. 
 
 
1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Er-

mittlungen zu den oben beschriebenen Vorfällen? (Bitte Tathergang sowie Straf-
tatbestände aufschlüsseln.) 

 
Mit Bericht vom 30.07.2026 stellt die Kreispolizeibehörde Bochum dar, dass am Ereignistag 
ein Notruf zu einer vermeintlichen körperlichen Auseinandersetzung bei der dortigen Einsatz-
leitstelle eingegangen sei. Da der vor Ort zuständige Schwimmmeister die Zahl der Besuche-
rinnen und Besucher auf etwa 3600 Personen geschätzt habe, seien direkt mehrere Funkstrei-
fenwagenbesatzungen zur Einsatzörtlichkeit entsandt worden. 
 
Im Rahmen der polizeilichen Maßnahmen vor Ort hätten sich für die eingesetzten Polizeivoll-
zugsbeamtinnen bzw. -beamte keine Anhaltspunkte für strafrechtlich relevantes Verhalten im 
Zusammenhang mit der gemeldeten (ersten) vermeintlichen Auseinandersetzung ergeben. 
Während der Sachverhaltsklärung seien die eingesetzten Einsatzkräfte jedoch auf eine wei-
tere Auseinandersetzung innerhalb des Freibades aufmerksam geworden.  
 
Die Schließung des Freibades an dem Ereignistag sei auf Initiative des Schwimmmeisters und 
ohne polizeiliche Unterstützung erfolgt. 
 
Die Leitende Oberstaatsanwältin in Bochum hat mir zu dem in der Kleinen Anfrage in Bezug 
genommenen zweiten Sachverhalt unter dem 30.07.2026 im Wesentlichen berichtet, dass ihre 
Behörde auf Anzeige und Gegenanzeige Ermittlungen gegen zwei Beschuldigte bzw. noch 
unbekannte Personen wegen (gefährlicher) Körperverletzung führe. Derzeit erfolge die Prü-
fung des polizeilich festgestellten Sachverhalts und der durchgeführten Beschuldigten- und 
Zeugenvernehmungen. Die Ermittlungen dauerten an. 
 
 
2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen jeweils bekannt? 
 
Die Beschuldigten sind bislang polizeilich nicht in Erscheinung getreten. 
 
 
3. Welche Vorstrafen haben die Tatverdächtigen jeweils? (Bitte chronologisch auf-

listen.) 
 
Dem in der Antwort auf die Frage 1 genannten Bericht der Leitenden Oberstaatsanwältin in 
Bochum zufolge sind die Beschuldigten nicht vorbestraft. 
 
 
4. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die Tatverdächtigen? 
 
Ausweislich des in der Antwort auf die Frage 1 genannten Berichts der Leitenden Oberstaats-
anwältin in Bochum besitzt eine Beschuldigte die deutsche und eine Beschuldigte die türkische 
Staatsangehörigkeit. 
 
 
5. Wie lauten die Vornamen der deutschen Tatverdächtigen jeweils? 
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Von Angaben zu dem Vornamen der Beschuldigten wird unter Abwägung des parlamentari-
schen Informationsinteresses mit dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht der Beschuldigten so-
wie der Unschuldsvermutung vorliegend abgesehen. Wegen der zeitlichen und örtlichen Ein-
grenzung der Tat und weiterer, auch presseöffentlicher Angaben zu dem Verfahren wäre die 
Beschuldigte bei Nennung ihres Vornamens identifizierbar bzw. würde die Gefahr der Identifi-
zierbarkeit erheblich erhöht. Dem parlamentarischen Informationsinteresse, das nicht der kon-
kreten Strafverfolgung einzelner Personen gilt, sondern der Regierungskontrolle und Gesetz-
gebung dient, wird durch die weiteren Angaben zum Sachstand entsprochen. 


